
NIEDERSCHRIFT BezA/012/2006 
 

über die Sitzung des Bezirksausschusses der Stadt Billerbeck am 21.02.2006 im 
Sitzungssaal des Rathauses. 
 
 
Vorsitzende: 

Frau Birgit Schulze Wierling  
 
Ausschussmitglieder: 

Herr Karl-Heinz Ueding  
Frau Brigitte Mollenhauer Vertretung für Herrn 

Werner Wiesmann 
Herr Peter Nowak  

 
Sachkundige Bürger gem. § 58 Abs. 3 GO NW: 

Herr Bernhard Kortmann Vertretung für Herrn 
Theo Schulze Brock 

Herr Carsten Rampe  
Frau Mechtild Relt  
Frau Maria Schlieker  
Herr Werner Schulze Esking  
Herr Lutz Wichmann  

 
Von der Verwaltung: 

Frau Michaela Besecke  
Herr Gerd Mollenhauer  
Frau Birgit Freickmann Schriftführerin 

 
Zuhörer: 

Herr Heinz Roggenkamp  
 
 
Beginn der Sitzung: 17:30 Uhr 
Ende der Sitzung: 17:55 Uhr 
 
Die 2. stellv. Vorsitzende Frau Schulze Wierling stellt fest, dass zu dieser Sitzung 
form- und fristgerecht eingeladen wurde. Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch.  
 
 

TAGESORDNUNG 
 

I. Öffentliche Sitzung 
 
1. Zielabweichungsverfahren nach § 24 Landesplanungsgesetz (LPIG) 

hier: Feststellung des Einvernehmens gem. § 24 LPIG 
 Herr Mollenhauer verweist auf die Sitzungsvorlage und begründet noch 

einmal die Dringlichkeit und das Erfordernis der Notwendigkeit des Ziel-
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abweichungsverfahrens. Dabei weist er darauf hin, dass die Bezirksregie-
rung das Zielabweichungsverfahren vorsorglich durchführe, was aber zur 
Folge haben werde, dass voraussichtlich in den nächsten Sitzungen des 
Bezirksausschusses und des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses 
das Bebauungsplan- und Flächennutzungsplanverfahren noch einmal 
„aufgeknüpft“ werden müsse. 
 
Herr Schulze Esking erkundigt sich, ob die Klage vor dem Oberverwal-
tungsgericht letztlich entschieden oder ob Revision zugelassen bzw. ein 
Normenkontrollverfahren möglich sei.  
Herr Mollenhauer teilt mit, dass es ihm nicht bekannt sei. Da in Billerbeck 
Klageverfahren anhängig seien, die in Kürze zur Entscheidung anstün-
den, sollte vorsichtshalber dieser Weg gegangen werden.  
 
Herr Nowak stellt fest, dass es heute nicht um eine inhaltliche Diskussion 
gehe, diese sei vorher geführt worden. Heute müsse die juristische Linie 
festgelegt werden.  
 
Frau Schlieker verliest dann eine Stellungnahme der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen, die als Anlage 1 dieser Niederschrift beigefügt ist.  
 
Herr Nowak wirft ein, dass in der Stellungnahme der Eindruck erweckt 
werde, als seien die anderen im Rat vertretenen Fraktionen gegen die 
Windenergie. Für die SPD-Fraktion wolle er deutlich sagen, dass sie kei-
nesfalls gegen regenerative Energien seien. Nur müsse man im Hinblick 
auf Mensch und Umwelt abwägen und dann die richtige Entscheidung 
treffen. Wenn die Ausführungen bzgl. der Dringlichkeit zutreffen, dann 
seien sie berechtigt.  
Herr Mollenhauer entgegnet, dass er nicht vorsorglich ein Thema auf die 
Tagesordnung setzen könne. Erst wenn eine Stellungnahme angefordert 
werde, werde so schnell wie möglich reagiert. Außerdem sei es grund-
sätzlich zwar möglich, die Niederschriften der Stellungnahme der Stadt 
Billerbeck beizufügen. Dabei sei aber zu bedenken, dass es sich bei der 
politischen Diskussion in den Ausschüssen um die innere Meinungsbil-
dung handele und am Ende ein Mehrheitsbeschluss gefasst werde. Es 
sei Aufgabe der Verwaltung, diesen Mehrheitsbeschluss der Stadt Bill-
erbeck in der Stellungnahme zum Ausdruck zu bringen, so dass er dieser 
Forderung nicht nachkommen wolle. 
 
Frau Schlieker wirft ein, dass durch eine heutige Dringlichkeitsentschei-
dung die Thematik im Rat nicht mehr erörtert werde. Deshalb sei es ihr 
wichtig, ihre Meinung kundzutun, damit sie auch gegenüber der Bezirks-
regierung zum Ausdruck komme. Im Übrigen seien in der Vergangenheit 
zu anderen Themen auch Vorratsbeschlüsse gefasst worden und von 
November bis jetzt wäre es möglich gewesen, das Thema aufzugreifen. 
Auch hätte die Verwaltung mit der Begründung, dass die nächste Ratssit-
zung erst Ende März stattfinde, um Fristaufschub bitten können. Durch 
die Änderung des Flächennutzungsplanes werde die Nutzung der Wind-
energie eingeschränkt. Sie würde sich dagegen eine bessere Ausnutzung 
wünschen.  
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Herr Schulze Esking stellt fest, dass das Beifügen von Niederschriften 
absolut unüblich sei. Im Übrigen habe man über die Windenergie lange 
diskutiert, eine Entscheidung sei damals mehrheitlich gefallen, dabei soll-
te man bleiben und das Thema jetzt nicht neu aufrollen.  
 
Frau Mollenhauer weist darauf hin, dass es doch heute hauptsächlich um 
verfahrensrechtliche Dinge gehe, die inhaltlichen Dinge blieben ja beste-
hen.  
Das wird von Herrn Mollenhauer bestätigt. Die Landesplanung habe der 
Verfahrensweise der Stadt Billerbeck zugestimmt und festgestellt, dass 
sie mit der Landesplanung übereinstimme. Nach neuerer Rechtspre-
chung müsse jedoch bei Nichtdarstellung oder bei erheblicher flächen-
mäßiger Reduzierung von Windenergieeignungsbereichen ein entspre-
chendes landesplanerisches Verfahren durchgeführt werden. Das werde 
jetzt nachgeholt.  
 
Frau Schlieker weist abschließend darauf hin, dass die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen damals noch nicht im Rat vertreten waren und es ihr des-
halb wichtig erschien, ihre Meinung kund zu tun. Außerdem sei in ande-
ren Fällen auch um Fristverlängerung gebeten worden. Ihr sei klar, dass 
die Mehrheitsfraktion entscheide, aber es sollte auch die Meinungsvielfalt 
widergespiegelt werden.  
  
Beschlussvorschlag für den Stadtenwicklungs- und Bauausschuss 
als Beschlussvorschlag für den Rat: 
Im Rahmen des Zielabweichungsverfahrens für die Windenergieeig-
nungsbereiche COE 02 und COE 51 des Gebietsentwicklungsplanes wird 
das Einvernehmen gem. § 24 LPlG erteilt. Aufgrund der besonderen 
Dringlichkeit wird die Verwaltung beauftragt die Stellungnahme fristge-
recht im Rahmen einer Dringlichkeitsentscheidung abzugeben. 
 
  
Stimmabgabe: 9 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme 
 
 
  

2. Mitteilungen 
  
2.1. Änderung des Sitzungskalenders - Herr Mollenhauer 
 Herr Mollenhauer führt aus, dass nach dem Sitzungskalender die nächste 

Sitzung des Bezirksausschusses am 21. März 2006 vorgesehen sei. Da 
es Probleme mit dem für den Werksausschuss am 16. März 2006 vorge-
sehenen Termin gebe, sei in Absprache mit den Ausschussvorsitzenden 
der Termin für den  Werksausschuss nun auf Dienstag, 21. März 2006 
und für den Bezirksausschuss auf Mittwoch, 22. März 2006 verlegt wor-
den. Am 16. März 2006 finde keine Sitzung statt. Bekanntlich sei schon 
einmal angesprochen worden, dass der Sitzungstag für den Bezirksaus-
schuss auf Mittwoch verlegt werden soll, damit die Sitzungen wieder im 
Außenbereich stattfinden können.  
Herr Nowak wirft ein, dass Sitzungsort das Rathaus sein sollte. Nichtöf-
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fentliche Tagesordnungspunkte in Gaststätten zu beraten, halte er für 
unglücklich.  
Herr Schulze Esking hält dem entgegen, dass sich der Bezirksausschuss 
mit Angelegenheiten befasse, die den Außenbereich betreffen. Es sei 
Tradition und guter Brauch, dass diese Sitzungen auch im Außenbereich 
stattfinden und so lange es noch eine Gaststätte im Außenbereich gebe, 
sollte auch dort getagt werden.   
  
 
 

2.2. Überarbeitung des Bebauungsplanes Gut Holtmann - Frau Besecke 
 Frau Besecke bezieht sich auf eine Mitteilung der Verwaltung, dass der 

Bebauungsplan Gut Holtmann überarbeitet werden müsse und weist dar-
auf hin, dass nach der Zuständigkeitsordnung der Bezirksausschuss für 
die Vorberatung über Bauleitpläne, die den Außenbereich betreffen, so-
weit es sich nicht um eine Anschlussplanung an das Stadtgebiet handelt, 
zuständig ist. Nach Auffassung der Verwaltung, sollte die Vorberatung 
jedoch nicht im Bezirksausschuss erfolgen, weil die Überplanung Inhalte 
des Feriengebietes betreffe und nicht den Außenbereich. Um Irritationen 
zu vermeiden, wollen sie heute abfragen, ob der Ausschuss das mittrage. 
Herr Mollenhauer ergänzt, dass es im Grunde darum gehe, die Pläne 
komplett aufzuarbeiten und rechtssicherer zu gestalten.  
Die Ausschussmitglieder erklären sich mit dieser Vorgehensweise einver-
standen.  
  
 
 

3. Anfragen 
  
3.1. Müllbehälter an Bushaltestellen - Frau Schulze Wierling 
 Frau Schulze Wierling erkundigt sich, ob die Stadt oder der Regionalver-

kehr für die Müllbehälter an Bushaltestellen zuständig sei. Nach ihrer 
Meinung fehlten Müllbehälter.  
Verwaltungsseitig wird Überprüfung und Berichterstattung zugesagt.   
  
 
 

 
 
 
 
   Birgit Schulze Wierling   Birgit Freickmann 
   2. stellv. Vorsitzende    Schriftführerin  


